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1. Buchführungs- und 
Rechnungslegungsrecht
1.1 Gesetzliche Grundlagen, Fragestellung. Gemäss 
dem neuen Art. 958 d Abs. 3 des Obligationenrechts (OR) erfolgt 
«die Rechnungslegung […] in der Landeswährung oder in der 
für die Geschäftstätigkeit wesentlichen Währung». Das be­
deutet, dass die in der Rechnungslegung verwendete Wäh­
rung entweder der Schweizer Franken ist oder die für die 
Geschäftstätigkeit wesentliche Währung. Es kann diejenige 
fremde Währung gewählt werden, die sich auf den grössten 
Teil des Geschäftsverkehrs oder der Aktiven bezieht [1]. 
Wird nicht die Landeswährung verwendet, so müssen die 
Werte zusätzlich in der Landeswährung angegeben werden, 
und die verwendeten Umrechnungskurse sind im Anhang 
offenzulegen und gegebenenfalls zu erläutern [2].

Es gibt vor allem zwei Fragen, die sich stellen: Zum einen, 
wie vorzugehen ist bei Kursschwankungen zwischen der Buch­
führungswährung und dem Schweizer Franken; zum ande­
ren, wie sich Fremdwährungsdifferenzen (vgl. Abbildung 1) 
auswirken, wenn das statutarische in Schweizer Franken be­
stimmte Aktienkapital betroffen ist. Weil das statutarische 
Aktienkapital in Schweizer Franken festgelegt ist, kann sich 
der Fremdwährungsbetrag, der dem statutarischen Aktien­
kapital entspricht, verändern. Dadurch entsteht ein Fehlbe­
trag (wenn der Schweizer-Franken-Wert im Vergleich zur 
Fremdwährung sinkt) oder ein Zusatzbetrag (wenn der Schwei­
zer Franken-Wert im Vergleich zur Fremdwährung steigt).
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Ste u e r n
Rechnungslegung in Fremdwährung
Probleme und Lösungsansätze aus buchhalterischer, 
handelsrechtlicher und steuerlicher Sicht *
Das neue Rechnungslegungsrecht erlaubt, die Jahresrechnung in der für die Ge-
schäftstätigkeit wesentlichen Währung zu erstellen. Diese willkommene Moderni-
sierung bringt in der Praxis eine Reihe von kniffligen Umsetzungsfragen mit sich. 
Die Anzahl der davon betroffenen Unternehmen dürfte klein sein – der Einfluss für 
diese Unternehmen jedoch fundamental. Der Beitrag bringt Lösungsansätze für die 
Rechnungslegung wie auch aus handelsrechtlicher und steuerlicher Sicht.
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dar, auch die Ausführungen der Botschaft erscheinen für 
die Praxis naheliegend. Die für die Geschäftstätigkeit we­
sentliche Währung bildet die Grundlage für die Buchhal­
tung. Transaktionen in einer anderen Währung als die Buch­
führungswährung werden unter Verbuchung von Kursdiffe-
renzen in die Buchführungswährung umgerechnet. Das hat 
zur Folge, dass auch eine Transaktion in Schweizer Franken 
(Rechnungsstellung und spätere Bezahlung) bei einer Schwei­
zer Unternehmung, welche ihre Bücher in einer Fremdwäh­
rung führt, Kursdifferenzen in der Buchführungswährung 
auslöst.

Die explizite Zulassung einer Buchführung in Fremdwäh­
rung kappt konsequenterweise die Verbindung zum Schwei­
zer Franken als massgebliche Währung für die Buchführung. 
Dass dies die Absicht des Gesetzgebers war, lässt sich auch 
aus dem letzten Satz des erwähnten Ausschnitts der Bot­
schaft [7] entnehmen, welcher per Umkehrschluss besagt, 
dass die Beträge in der Buchführung nicht in Schweizer 
Franken umgerechnet werden müssen. Daraus folgt, dass aus 
der Buchhaltung keine Werte in Schweizer Franken mehr entnommen 
werden können, d. h. Transaktionsbeträge, Anschaffungswerte, histo-
rische Kosten usw. nur und ausschliesslich noch in Fremdwährung 
zur Verfügung stehen.

Die in den Bestandeskonti massgebliche Währung ist die 
fremde Währung [8], und für die Frage, ob Wertverluste vor­
liegen, sind die Bestandeskonti massgebend [9]. Wenn ein 
Anlagevermögen, das für EUR 1000, damals äquivalent zu 
CHF 1000, erworben wurde, nach einem Jahr noch EUR 900 
Wert hat, diese aber dann CHF 1100 entsprechen, muss das 

Anlagevermögen für EUR 900 bilanziert werden. Dass sich 
damit der Wert in Schweizer Franken als Folge des veränder­
ten Wechselkurses erhöht und sogar über dem Anschaf­
fungswert liegt, ändert daran nichts. Somit ist die fremde 
Währung auch massgebend für die Frage, ob eine Wertstei­
gerung vorliegt (Anschaffungskosten-Prinzip). Diese Kon­
sequenz ergibt sich aus der Massgeblichkeit der Bestandes­
konti und ist unbestritten [10].

Vorübergehender Natur dürften die Fragen der Umstel­
lung, d. h. der erstmaligen Buchführung in Fremdwäh­
rung sein. Das Praxisproblem ergibt sich aus dem Umstand, 
dass die Unternehmen, welche die neuen Gesetzesbestim­
mungen anwenden wollen, ihre Buchführung bereits jetzt 
in einer Fremdwährung vorgenommen haben. Dies war kon­
zeptionell für den Abschluss in Schweizer Franken unter 
dem bisherigen Recht aber insofern irrelevant, als dass der 
Abschluss in Schweizer Franken (ungeachtet der Buchfüh­
rungswährung) theoretisch immer hätte gleich aussehen 
müssen. Die Unternehmen haben zu diesem Zweck für das 
Anlagevermögen, das langfristige Fremdkapital wie auch 
für das Eigenkapital teilweise aufwendige Schattenbuchhal­
tungen in Schweizer Franken geführt, um korrekte Trans­
aktionsbeträge, Anschaffungswerte und historische Kosten 
in Schweizer Franken für die Rechnungslegung zur Verfü­
gung zu haben.

Die richtige Eröffnungsbilanz in der Fremdwährung unter 
den neuen Gesetzesbestimmungen wird in der Praxis noch 
die eine oder andere knifflige Frage aufwerfen. Eine Stich­
tagsumrechnung ausgehend vom letzten Jahresabschluss in 
Schweizer Franken in die (als Buchführungswährung bereits 
benutzte) Fremdwährung wird zu teilweise wesentlichen 
Umrechnungsdifferenzen führen. Die naheliegendste Lösung 
der Weiterführung der bisherigen Fremdwährungsbestände 
verunmöglicht eine Überleitung der letzten Jahresrechnung 
in Schweizer Franken auf die Eröffnungssaldi in Fremd­
währung, weil die in der Jahresrechnung verbuchten Umrech-
nungsdifferenzen in der Buchführungswährung nie bestan­
den hatten. Beide Varianten haben ihre Vor- und Nachteile 
und dürften wohl beide zulässig sein. Ein Lösungsansatz 
könnte die erfolgswirksame Verbuchung des einmaligen Um­
stellungseffektes sein (die Auflösung einer allfälligen Rück­
stellung für nicht realisierte Umrechnungsdifferenzen – 
nachzuholende Verluste dürfte es theoretisch nicht geben).

1.3 Rechnungslegung in Fremdwährung
1.3.1 Anforderung an die Rechnungslegung in Fremdwährung. Es 
ist unbestritten, dass an die statutarische Jahresrechnung 
in Fremdwährung die gleichen Anforderungen zu stellen 
sind wie an eine statutarische Jahresrechnung in Schweizer 
Franken. Die Vorschriften des Rechnungslegungsrechts, ins­
besondere jene zur Ordnungsmässigkeit, Gliederung, Be­
wertung und zum Ausweis sind gleichermassen anzuwen­
den, was keine zusätzlichen Probleme im Vergleich zum 
Vorgehen in Schweizer Franken aufwerfen sollte, denn diese 
Vorschriften sind alle «währungsneutral». Kursdifferenzen 
werden im Verhältnis zur Buchführungswährung errechnet 
und nach den handelsrechtlichen Grundsätzen unter Beach­
tung des Imparitätsprinzips erfasst.
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Abbildung 1: Benennungskonvention 
von Fremdwährungsdifferenzen in 
diesem Artikel

Fremdwährungs- 
differenzen

Oberbegriff

Kursdifferenzen Fremdwährungsdifferenzen, die sich 
aus der Bewertung von Positionen in 
fremder Währung in einem Jahresab­
schluss oder aus Geschäftstransaktio­
nen ergeben.

Umrechnungs- 
differenzen

Fremdwährungsdifferenzen, die sich 
aus der Umrechnung einer Jahresrech­
nung in Fremdwährung in eine Jahres­
rechnung in Schweizer Franken 
ergeben.
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1.3.2 Eigenkapitalschutz in Schweizer Franken in der Fremdwäh-
rungsbilanz. Wie von Buchmann/Dolente [11] aufgezeigt, ergeben 
sich aus der Rechnungslegung in Fremdwährung und der 
vom Gesetz geforderten Angabe der Werte in Schweizer 
Franken im Bereich des Eigenkapitals verschiedene Praxis­
probleme, was den Eigenkapitalschutz, die Berechnung der 
Dividende oder die Steuern betrifft.

Die intensive Auseinandersetzung mit der Problematik 
sowie zahlreiche Gespräche mit Anwendern und Praktikern 
haben eine Ausweis- und Umrechnungsmethode entstehen 
lassen, welche die meisten der im damaligen Artikel erwähn­
ten Probleme u. E. auf elegante Art und Weise löst und nach­
folgend zuerst erklärt und dann anhand eines Beispiels vor­
gestellt wird.

Wie die nachfolgende Diskussion der Angabe der Werte in 
Landeswährung zeigt, liegt eine Herausforderung beim Aus­
weis des Eigenkapitals in Schweizer Franken. Dabei ist eine 
Lösung anzustreben, welche den praktischen Möglichkeiten 
der Buchführenden entspricht, aber auch mögliche gesetzli­
che Hürden für eine reine Fremdwährungsbetrachtung des 
Eigenkapitals berücksichtigt. Die Eigenkapitalkonti werden 
konzeptionell wie ein Kreditor in Schweizer Franken geführt 
(in einem gewissen Sinn «schuldet» die Gesellschaft das Ei­
genkapital Gläubigern und Aktionären). Ohne am Ausweis 
als Eigenkapital etwas zu ändern, muss der Anspruch des 
Kreditors auf Deckung des Betrags in Schweizer Franken zu 
jedem Bilanzstichtag zum Stichtagskurs gewährleistet sein. 
Bei der Bilanzerstellung wird das Eigenkapital in Schweizer 
Franken beziffert (auszuweisen in einer Vorkolonne oder im 
Anhang), und der Betrag in der Buchführungswährung ist 
darauf zu prüfen, ob zum Stichtagskurs der Wert in Schwei­
zer Franken gedeckt ist. Ist dies nicht (mehr) der Fall, ist er­
folgswirksam (als Kursdifferenz) die entsprechende Deckung 
in der Fremdwährung herzustellen. Eine Kursdifferenz und 
nicht eine Umrechnungsdifferenz liegt vor, weil der Fehlbetrag 
die Folge eines Bewertungsvorgangs ist (Deckung des Akti­
enkapitals und der Reserven in Schweizer Franken). Ein da­
durch entstehender nicht realisierter Verlust ist nach dem 
Imparitätsprinzip erfolgswirksam zu erfassen, ein nicht rea­
lisierter Gewinn in der Buchführungswährung abzugrenzen. 
Mit diesem Prinzip ist eine Eigenkapitalfortschreibung in 
Schweizer Franken möglich und zugleich dem Vorsichtsprin­
zip in der Fremdwährungsbilanz Rechnung getragen, d. h. 
ein Erfolg nötigenfalls soweit gemindert, um dem «An­
spruch» der Gläubiger und Eigenkapitalgeber in Schweizer 
Franken jederzeit zu genügen. Anschliessend werden die 
Werte der Jahresrechnung zum Stichtagskurs in Schweizer 
Franken angegeben, was keinerlei Umrechnungsdifferenzen 
zur Folge hat. Abbildung 2 verdeutlicht das Vorgehen anhand 
eines Beispiels.

1.4 Angabe der Werte in Landeswährung. Gemäss Art. 958d 
Abs. 3 OR kann die Rechnungslegung, d. h. die statutarische 
Jahresrechnung in einer Fremdwährung vorgenommen wer­
den. Macht ein Unternehmen von dieser Möglichkeit ge­
brauch, wird sie zur Angabe der Werte in Landeswährung 
verpflichtet. Um die Bedeutung dieser «Angabe in Landes­
währung» dreht sich die weiterführende Diskussion:

Ste u e r n
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Abbildung 2: RECHNUNGSLEGUNG IN FREMDWäHRUNG
Modellvorschlag [12]

Jahresrechnung in Fremdwährung Angabe in CHF Nachweis Kursdifferenz in USD

Jahr 1 = Gründung  CHF  Angew. 
Kurs 

 USD Angew. 
Kurs 

CHF

Umlaufvermögen 100 000 1.00 100 000

Rückstellung für FW 
Kursgewinne

–

Aktienkapital  –100 000  1.00 –100 000 1.00 –100 000 Aktienkapital –

Kursdifferenz – – Total n. r. Gewinn- (–) / 
n. r. Verlust (+)

–

Ergebnis der Periode nach 
Kursdifferenz

– – –

Gewinnvortrag Jahr 1 – – – Erfolgswirksam: –

Total EK in der Bilanz inkl. 
Gewinn-/Verlustvortrag

–100 000 –100 000

Jahr 2 = Verlust durch ER

Umlaufvermögen 100 000 0.91 91 000

Rückstellung für FW 
Kursgewinne

–

Aktienkapital –100 000 0.91 –109 890 0.91 –100 000 Aktienkapital 9 890

Kursverlust 9 890 0.91 9 000 Total n. r. Gewinn- (–) / 
n. r. Verlust (+)

9 890

Ergebnis der Periode nach 
Kursdifferenz

– 9 890 0.91 9 000

Verlustvortrag Jahr 2 – 9 890 9 000 Erfolgswirksam: 9 890

Total EK in der Bilanz inkl. 
Gewinn-/Verlustvortrag

–100 000 –91 000

Jahr 3 = Gewinn > Verlust, Rückstellung – 
Vorjahresgewinn wird über ER aufgeholt

Umlaufvermögen 100 000 1.10 110 000

Rückstellung für FW 
Kursgewinne

–7 383 1.10 –8 121

Aktienkapital –100 000 1.10 –90 909 1.10 –100 000 Aktienkapital –18 981

–

Verlustvortrag Jahr 2 9 000 1.10 8 182 1.10 9 000 Verlustvortrag Jahr 2 1 708

Total n. r. Gewinn- (–) / 
n. r. Verlust (+)

–19 000 1.10 –17 273 1.10 –19 000

Bildung/Auflösung 
Rückstellung

8 121 1.10 7 383 1.10 8 121 Total n. r. Gewinn- (–) / 
n. r. Verlust (+)

–17 273

Ergebnis der Periode nach 
Kursdifferenz

8 121 –9 890 1.10 8 121

Gewinnvortrag Jahr 3 –1 879 1.10 –1 708 1.10 –1 879 Erfolgswirksam: 9 890

Rückstellung: –7 383

Total EK in der Bilanz inkl. 
Gewinn-/Verlustvortrag

–92 617 –101 879
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Abbildung 2: RECHNUNGSLEGUNG IN FREMDWäHRUNG (Fortsetzung)
Modellvorschlag [12]

Jahresrechnung in Fremdwährung Angabe in CHF Nachweis Kursdifferenz in USD

Jahr 4 = Gewinn voll 
zurückgestellt

 CHF  Angew. 
Kurs 

 USD Angew. 
Kurs 

CHF

Umlaufvermögen 100 000 1.20 120 000

Rückstellung für FW Kursgewinne –15 101 1.20 –18 121

Aktienkapital  –100 000 1.20 –83 333 1.20 –100 000 Aktienkapital –7 576

Gewinnvortrag Jahr 3 –1 879 1.20 –1 566 1.20 –1 879 Gewinnvortrag Jahr 3 –142

Total n.r. Gewinn- (–)/n.r. Verlust (+) –9 262 –7 718 1.20 –9 262

Bildung/Auflösung Rückstellung 9 262 7 718 1.20 9 262 Total n. r. Gewinn- (–)/ 
n. r. Verlust (+)

–7 718

Ergebnis der Periode nach Kursdiff. – – 1.20 –

Gewinnvortrag Jahr 4 –1 879 1.20 –1 566 1.20 –1 879 Erfolgswirksam: –

Rückstellung BJ: –7 718

Rückstellung VJ: –7 383

Total EK in der Bilanz inkl. Ge-
winn-/Verlustvortrag

–84 899 –101 879

Jahr 5 = Teilverlust – wird zulasten der Rückstellung verbucht

Umlaufvermögen 100 000 1.05 105 000

Rückstellung für FW Kursgewinne –2 972 1.05 –3 121

Aktienkapital –100 000 1.05 –95 238 1.05 –100 000 Aktienkapital 11 905

Gewinnvortrag Jahr 4 –1 879 1.05 –1 790 1.05 –1 879 Gewinnvortrag Jahr 4 224

Total n. r. Gewinn- (–)/ 
n. r. Verlust(+)

12 735 1.05 12 128 1.05 12 735

Bildung/Auflösung 
Rückstellung

–12 735 1.05 –12 128 1.05 –12 735 Total n. r. Gewinn- (–)/ 
n. r. Verlust (+)

12 128

Ergebnis der Periode nach 
Kursdifferenz

– – 1.05 –

Gewinnvortrag Jahr 5 –1 879 1.05 –1 790 1.05 –1 879 Erfolgswirksam: –

Rückstellung BJ: –2 972

Rückstellung VJ: –15 101

Total EK in der Bilanz inkl. 
Gewinn-/Verlustvortrag

–97 028 –101 879

Jahr 6 = Verlust – Rückstellung aufgebraucht 
und Restverlust über ER

Umlaufvermögen 100 000 1.01 101 000

Rückstellung für FW Kursgewinne 1.01 –

Aktienkapital –100 000 1.01 –99 010 1.01 –100 000 Aktienkapital 3 772

Gewinnvortrag Jahr 5 –1 879 1.01 –1 861 1.01 –1 879 Gewinnvortrag Jahr 6 71

Total n. r. Gewinn- (–)/ n. r. Verlust (+) 3 881 1.01 3 843 1.01 3 881

Bildung/Auflösung Rückstellung –3 002 1.01 –2 972 1.01 –3 002 Total n. r. Gewinn- (–)/ 
n. r. Verlust (+)

3 843

Ergebnis der Periode nach 
Kursdifferenz

879 1.01 870 1.01 879

Gewinnvortrag Jahr 6 –1 000 1.01 –990 1.01 –1 000 Erfolgswirksam: 870

Rückstellung BJ: –

Rückstellung VJ: –2 972

Total EK in der Bilanz inkl. 
Gewinn-/Verlustvortrag

–100 000 –101 000
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1.4.2.1 Umrechnung zum Stichtagskurs ohne Behandlung 
des Eigenkapitals als Kreditor. Ausgehend von der beschrie­
benen Logik, wonach die Angaben in der Landeswährung 
nur informativen Charakter haben können, spricht nichts 
dagegen, die ganze Jahresrechnung in Fremdwährung zum 
Stichtagskurs in Schweizer Franken umzurechnen. Diese 
Lösung hat den Vorteil, dass keinerlei verzerrende Umrech-
nungsdifferenzen entstehen. Allerdings wäre die Folge, dass 
das Aktienkapital in der Jahresrechnung in Schweizer Fran­
ken, abhängig von der Kursentwicklung, jedes Jahr einen 
anderen Betrag erreichen würde. Dies stellt im geltenden 
Recht unter dem Blickwinkel des Eigenkapitalschutzes, mög­
licher Dividendenbeschlüsse usw. eine nahezu unüberwind­
bare Hürde dar. Sachlich wäre die Lösung zwar richtig, lässt 
sich aber mit dem geltenden Recht nicht in Einklang brin­
gen; gefordert ist der Gesetzgeber [13].

1.4.2.2 Eigenkapital zu historischen Kursen, Umrechnungs­
differenzen direkt ins Eigenkapital? Wenn die Eigenkapital­
positionen in der Fremdwährung und in Schweizer Franken 
stetig ausgewiesen werden müssten, könnten diese zu his­
torischen Kursen umgerechnet werden (d. h. die Werte in 
Schweizer Franken bleiben aus der Umrechnung gleich und 
verändern sich nur durch Gewinnverwendung oder Be­
schlüsse der Generalversammlung). Auf der Differenz zwi­
schen dem Stichtagskurs und dem historischen Kurs entste­
hen jedes Jahr Umrechnungsdifferenzen. Sollte zudem die Er­
folgsrechnung nicht zum Stichtagskurs, sondern z. B. zum 
Jahresdurchschnittskurs umgerechnet werden, ergäben sich 
hier weitere Umrechnungsdifferenzen. Im Prinzip würde nichts 
gegen eine Stichtagsumrechnung auch in der Erfolgsrech­
nung sprechen, allerdings ist das Argument, wonach ein Jah­
resdurchschnittskurs näher an der Wirklichkeit läge, wohl 
kaum zu übergehen (obwohl der Durchschnittskurs eine 
«laufende Umrechnung» während des Jahres suggeriert, was 
bei einer Buchführung in Fremdwährung eben gerade nicht 
der Fall ist). Um mit der entstehenden Umrechnungsdifferenz 
nicht den Jahreserfolg zu beeinflussen, kennen verschie­

1.4.1 Anhängsel zur Jahresrechnung in Fremdwährung oder eigenstän-
dige statutarische Jahresrechnung? Nach der hier vertretenen 
Auffassung kann die Angabe der Werte in der Landeswäh­
rung nur noch informativen Charakter haben und für sich 
selbst nicht mehr eine eigenständige Jahresrechnung nach 
obligationenrechtlichen Vorschriften sein. Das ergibt sich 
insbesondere durch die folgenden Umstände:
Wie bereits festgehalten, sind einzelne Aktiven und Passiven 
nach den obligationenrechtlichen Bestimmungen in einem 
ersten Schritt in der Regel zum Anschaffungswert zu bilan­
zieren. Ein Anschaffungswert in Schweizer Franken ist bei 
einer Buchführung in Fremdwährung aber nicht bekannt 
(die Bestandeskonti werden in Fremdwährung geführt) und 
müsste mit aufwendigen Schattenrechnungen parallel zur 
Buchführung in Fremdwährung fortgeschrieben werden. 
Ein Wert in Schweizer Franken, umgerechnet zu einem Kurs 
am Jahresende, kann weit von den «effektiven» Anschaf­
fungskosten in Schweizer Franken abweichen, insbesondere 
wenn die Anschaffung schon einige Jahre zurückliegt.

Etwas weniger konkret greifbar, grundsätzlich aber noch 
wichtiger ist das Erfordernis gemäss Art. 958 Abs. 1 OR, wo­
nach sich Dritte ein zuverlässiges Urteil zur wirtschaftlichen 
Lage des Unternehmens aus der Rechnungslegung bilden 
können sollen. Diesem Anspruch kann unseres Erachtens 
nur die Jahresrechnung in der Fremdwährung entsprechen.

Die aus der Rechnungslegung in Fremdwährung abgeleitete 
Jahresrechnung in Schweizer Franken kann daher allenfalls 
näherungsweise eine Information für den Leser in der Lan­
deswährung darstellen, kann den gesetzlichen Ansprüchen 
an eine Jahresrechnung alleine aber nicht mehr genügen.

1.4.2 Möglichkeiten der Umrechnung in Schweizer Franken. Das Ge­
setz schreibt für die Angabe in Landeswährung keine Um­
rechnungsmethode vor. Die verwendeten Kurse seien im 
Anhang anzugeben und gegebenenfalls zu erläutern. Der 
Vollständigkeit halber seien drei Varianten diskutiert, die 
u. E. aber im Vergleich zur oben aufgeführten Lösung Nach­
teile mit sich bringen.

Abbildung 2: RECHNUNGSLEGUNG IN FREMDWäHRUNG (Fortsetzung)

Angewandter Kurs 1 USD = X CHF

 Jahr 1 = Gründung

Jahresendkurs (Bilanzstichtagskurs) 1.00

 Jahr 2

Jahresendkurs (Bilanzstichtagskurs) 0.91

 Jahr 3

Jahresendkurs (Bilanzstichtagskurs) 1.10

 Jahr 4

Jahresendkurs (Bilanzstichtagskurs) 1.20

 Jahr 5

Jahresendkurs (Bilanzstichtagskurs) 1.05

 Jahr 6

Jahresendkurs (Bilanzstichtagskurs) 1.01
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Es wird wohl zu akzeptieren sein, dass für Unternehmen, die 
von einer vorzeitigen Anwendung des neuen Rechnungsle­
gungsrechts z. B. für den Abschluss per 31. Dezember 2013 
Gebrauch machen wollen, nicht alle rechnungslegungstech­
nischen, juristischen und steuerlichen Fragen geklärt sein 
werden – allenfalls sind sie in Diskussion. Frühanwender 
werden sich somit einer gewissen Rechtsunsicherheit stellen 
müssen. U. E. beinhaltet die oben vorgeschlagene Methode 
folgende Vorteile:
 a) Jahresrechnung in Fremdwährung unter voller Be­
rücksichtigung der obligationenrechtlichen Vorschriften; 
 b) korrekte Bewertung des Eigenkapitals in Fremdwäh­
rung zur Deckung der Ansprüche in Schweizer Franken; 
 c) einfache Umrechnung der Jahresrechnung in Fremdwäh­
rung zum Stichtagskurs in die Landeswährung;  d) transpa­
rente Entwicklung des Eigenkapitals in Schweizer Franken 
ohne Verzerrung durch Umrechnungsdifferenzen mit Ermögli­
chung von Gewinnverwendung in Schweizer Franken von 
Generalversammlung zu Generalversammlung;  e) paral­
lele Entwicklung des Eigenkapitals in Fremdwährung und 
Schweizer Franken, was einerseits sachgerecht erscheint und 
andererseits divergierende Schwellen für Kapitalschutzvor­
schriften verhindert.

2. Handelsrechtliche Überlegungen
Die Ausführungen in diesem Abschnitt beziehen sich aus­
schliesslich auf die oben vorgeschlagene Methode für die 
Angabe der Werte in Landeswährung. Die oben ebenfalls auf­
geführten übrigen Methoden werden nicht thematisiert.

2.1 Imparitätsprinzip: Reine Kursgewinne sind nicht 
erfolgswirksam. Das Imparitätsprinzip besagt, dass Er­
träge erst ausgewiesen werden dürfen, wenn sie feststehen 
oder realisiert sind, Aufwand dagegen schon dann, wenn er 
sich für die Rechnungsperiode bloss aktualisiert [14]. Der 
Kursgewinn ist ein aufgeschobener Gewinn, denn solange 
die Gesellschaft fortgeführt wird, kann der Kursgewinn aus 
der «Aufwertung» des Fremdwährungs-Äquivalents zum 
Schweizer Franken an die Gesellschafter nicht ausgeschüttet 
werden. Erst bei Veräusserung der Position oder in der Liqui­
dation, wenn alles Eigenkapital an die Gesellschafter ausge­
schüttet werden darf, wird dieser Gewinn realisiert. Das 
Imparitätsprinzip ist ein Anwendungsfall des Vorsichts­
prinzips [15] und in diesem Fall eine zwingende handels­
rechtliche Vorschrift, die dem Unternehmen keinerlei Hand­
lungsspielraum gibt. Dem Imparitätsprinzip wird im Mo­
dell durch eine unterschiedliche Behandlung des Kursgewinns 
und des Kursverlusts entsprochen, genau gleich wie bei ande­
ren Bilanzpositionen auch, deren Wertverlust zu einem Auf­
wand führt, deren Werterhöhung aber nicht zu einem Ge­
winn. Daher ist der Kursverlust erfolgswirksam, und die 
Schwelle für Ausschüttungen sinkt. Der Kursgewinn ist dem­
gegenüber nicht «real» und damit auch nicht realisiert, son­
dern aufgeschoben und somit als Folge des Imparitätsprin­
zips nicht erfolgswirksam. Nur im Umfang der Wertaufho­
lung ist der Kursgewinn erfolgswirksam, aber nicht darüber 
hinaus. Somit kann ein allein gestützt auf Kursgewinne «ge­
schaffenes» Eigenkapital nicht ausgeschüttet werden. Es 

dene Rechnungslegungsstandards eine Erfassung solcher 
Differenzen im Eigenkapital als aufgeschobener Erfolg. Von 
der Rechnungslegung her einleuchtend, in der Eigenkapital­
struktur nach OR und unter der Prämisse, dass die Aktio­
näre über die Eigenkapitalveränderung zu beschliessen 
haben, wohl nur schwer vermittelbar. Diese Methode hat 
ausserdem den Nachteil, dass über die Zeit das Eigenkapital 
in der massgebenden Fremdwährungsbilanz und in der Bi­
lanz in Schweizer Franken durch das Entstehen von Umrech-
nungsdifferenzen auseinanderklaffen können, was z. B. bei der 
Berechnung von Kapitalverlust oder Überschuldung proble­
matisch werden kann.

1.4.2.3 Eigenkapital zu historischen Kursen, Umrechnungs­
differenz über die Erfolgsrechnung? Die Umrechnung von 
Bilanz und Erfolgsrechnung erfolgt gleich wie in Abschnitt 
1.4.2.2, allerdings würde ein entsprechender Erfolg über die 
Erfolgsrechnung verbucht. Und wieder stellt sich die Frage 
der Relevanz der Jahresrechnung in Schweizer Franken: Vom 
Prinzip her könnten Verluste und Gewinne erfolgswirksam 
verbucht werden, da die handelsrechtlich massgebliche Jah­
resrechnung diejenige in der Fremdwährung ist. Überlegun­
gen zur Ausschüttbarkeit eines solchen Gewinns würden 
wohl dazu führen, Umrechnungsgewinne in der Erfolgsrech­
nung durch eine entsprechende Rückstellung/Abgrenzung 
zu eliminieren. Damit würde ein Versuch zur Integration 
von obligationenrechtlichen Buchführungsvorschriften un­
ternommen. Aufgrund der Stichtagsumrechnung von z. B. 
Anlagevermögen oder fehlender historischer Anschaffungs­
kosten sind diese Bestimmungen jedoch auch sonst nicht 
mehr erfüllbar. Diese Methode beinhaltet ebenso das oben 
beschriebene Risiko des Auseinanderklaffens der Eigenkapi- 
talbeträge.

1.4.2.4 Warum nicht jede einzelne Position umrechnen? Es 
wäre denkbar, wie dies unter den bisher geltenden Bestim­
mungen der Fall war, jede Position der Bilanz und Erfolgs­
rechnung «korrekt» nach den Buchführungs- und Rech­
nungslegungsvorschriften des OR umzurechnen. Wie oben 
dargelegt, bedingt das aber die Kenntnis der historischen 
Anschaffungskosten in Schweizer Franken, welche aus der 
Buchführung in einer Fremdwährung nicht mehr zur Ver­
fügung stehen und daher aufwendige Schattenrechnungen 
ausserhalb der Buchhaltung notwendig machen würden. 
Diese Zementierung des status quo erscheint im Licht der 
gewollten Vereinfachung und Akzeptanz von Fremdwäh­
rungen in der statutarischen Jahresrechnung im neuen 
Rechnungslegungsrecht als nicht mehr sachgerecht.

1.4.2.5 Umstellung für den Abschluss per 31. 12. 2013? Aus 
unserer praktischen Tätigkeit wissen wir, dass das Interesse 
zur frühzeitigen Anwendung der Bestimmungen des neuen 
Rechnungslegungsrechts insbesondere aus den Unterneh­
men kommt, welche bereits heute ihre Bücher in Fremdwäh­
rung führen und sich durch die Umstellung den Wegfall der 
Schattenrechnung und Vereinfachungen in der Erstellung 
der statutarischen Rechnungslegung erhoffen. Was kann 
diesen Unternehmen nun geraten werden?
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muss, damit Ausschüttungen zulässig sind. Aus diesem 
Grund führt der Kursverlust zu einer Senkung des Gewinns 
oder Erhöhung des Verlustvortrags und damit zu einer Re­
duktion des Betrags, der als Dividende an die Aktionäre aus­
geschüttet werden kann.

Statutarische Reserven könnten grundsätzlich auch in 
fremder Währung gebildet werden (sie sind freiwillig), doch 
ergibt eine unterschiedliche Währung für gesetzliche und 
statutarische Reserven keinen Sinn. Für die Schwellenwerte 
gemäss Art. 725 Abs. 1 OR muss folglich der Wert der Netto-
Aktiven in Fremdwährung der Hälfte des Aktienkapitals und 
der gesetzlichen Reserven in Schweizer Franken entspre­
chen. Der Schwellenwert für die Überschuldung ist in jeder 
Währung gleich. Überschuldung bedeutet, dass das Eigenka­
pital bei Null oder darunter liegt; Kursdifferenzen bei der Fest­
stellung des Eigenkapitals sind dann irrelevant, weil es in 
dieser Situation kein Eigenkapital mehr gibt. Ob die Aktiven 
und das Fremdkapital in fremder Währung oder in Schwei­
zer Franken umgerechnet beurteilt werden, spielt dann 
keine Rolle.

2.5 Insbesondere Festlegung der Dividende
2.5.1 Problemstellung. Durch die konsequente Umrechnung 
des Werts der Aktiven und des statutarischen Eigenkapitals 
von Jahr zu Jahr und die Bildung von Verlustvorträgen resp. 
«Rückstellungen»/«transitorischen Passiven» (deferred in­
come) wird der Schweizer-Franken-Schwellenwert für den 
Kapitalschutz jährlich festgestellt [21]. Somit werden per Bi­
lanzstichtag der Fremdwährungsbetrag und das Schweizer-
Franken-Äquivalent des Betrags festgestellt, der grundsätz­
lich an die Aktionäre ausgeschüttet werden kann.

2.5.2 Veränderung des Schweizer-Franken-Äquivalents zwischen 
dem Bilanzstichtag und dem Beschluss der Generalversammlung. 
Der Dividendenbeschluss findet erst an der Generalver­
sammlung statt, die Monate später stattfinden kann. Das 
Schweizer-Franken-Äquivalent des Betrags in Fremdwäh­
rung, der ausgeschüttet werden kann, kann sich in dieser 
Zeit verändern. Wenn das Schweizer-Franken-Äquivalent 
einen höheren Betrag ergibt (weil der Schweizer Franken ge­
genüber der Buchführungswährung an Wert gewonnen hat), 
ist in jedem Fall das Schweizer-Franken-Äquivalent am Bi­
lanzstichtag massgebend. Kursgewinne zwischen dem Bilanz­
stichtag und dem Beschluss der Generalversammlung kön­
nen selbstredend nicht ausgeschüttet werden, die Situation 
am Bilanzstichtag ist massgebend.

Es stellt sich die Frage, wie vorzugehen ist, wenn das 
Schweizer-Franken-Äquivalent am Tag des Dividendenbe­
schlusses einen tieferen Betrag ergibt (wenn also der Schwei­
zer Franken gegenüber der Buchführungswährung an Wert 
verloren hat). Es stellt sich dann die Frage, ob der höhere Be­
trag in Schweizer Franken, wie er am Bilanzstichtag vorgele­
gen hat, ausgeschüttet werden darf, obwohl die Verhältnisse 
am Tag des Dividendenbeschlusses eine solche Ausschüt­
tung nicht mehr erlauben würden. Hier greift richtigerweise 
der absolute Kapitalschutz als Obergrenze. Das bedeutet, 
dass in diesem Fall für die Obergrenze der Ausschüttung 
das Schweizer-Franken-Äquivalent am Tag des Dividenden­

liegt auch kein formelles Eigenkapital vor. Die Situation ist 
ähnlich wie bei stillen Zwangsreserven als Folge der Wertstei­
gerung von Aktiven; der «Gewinn» als Folge der Wertsteige­
rung ist aufgeschoben und wird erst reell, wenn das Aktivum 
veräussert wird oder eine Bilanzierung zu Liquidationswer­
ten erfolgt [16].

Die unterschiedliche Behandlung des Kursverlusts und des 
Kursgewinns ist eine direkte Konsequenz aus der Notwendig­
keit des Kapitalschutzes. Es liegt ein «deferred income» vor, 
das als Rückstellung oder als transitorisches Passivum ver­
bucht werden kann. Die Rückstellung bezieht sich auf einen 
zukünftigen Mittelabfluss, nämlich auf die potenzielle 
Pflicht des Unternehmens, den Aktionären den Fremdwäh­
rungs-Gegenwert im Falle der Liquidation zurückerstatten 
zu müssen, sofern dieser durch Aktiven gedeckt ist [17]. In 
der Bilanz in Fremdwährung ist dieser Betrag als aufgescho­
bener Gewinn jährlich festzustellen. Er ist richtigerweise 
nicht Teil des steuerbaren Gewinns [18].

2.2 Bilanzierung zu Liquidationswerten: Kursgewinn 
wird erfolgswirksam. Erst wenn die zugrunde liegende Bi­
lanzposition veräussert wird oder die Gesellschaft zu Liqui­
dationswerten bilanziert (zum Beispiel bei begründeter Be­
sorgnis der Überschuldung gemäss Art. 725 Abs. 2 OR oder 
bei Auflösung der Gesellschaft), wird dieser aufgeschobene 
Gewinn zu formellem Eigenkapital. Bei der Bilanzierung 
zu Liquidationswerten geht es darum, das Eigenkapital fest­
zustellen, das übrig bleibt, wenn die Gesellschaft liquidiert 
wird. Folgerichtig ist ein allfällig aufgeschobener Gewinn 
bei der Feststellung des Eigenkapitals zu Liquidationswer­
ten zu berücksichtigen, denn bei einer Verwertung aller Ak­
tiven würde dieser (Kurs-)Gewinn zusammen mit dem Akti­
enkapital an die Aktionäre ausgeschüttet werden können.

2.3 Feststellung des Eigenkapitals gemäss Art. 725 OR. 
Für Art. 725 OR bedeutet dies, dass dieses transitorische Pas­
sivum oder die Rückstellung bei der Feststellung des Eigen­
kapitals zu Fortführungswerten nicht berücksichtigt wird, 
wohl aber bei der Feststellung des Eigenkapitals zu Liquida­
tionswerten. Nur der Kursverlust wird als Folge des Vorsichts­
prinzips vom Eigenkapital abgezogen. Das vorgeschlagene 
Modell ermittelt das Eigenkapital sowohl in fremder Wäh­
rung wie auch in Schweizer Franken von Periode zu Periode. 
Selbstverständlich sind auch Zwischenabschlüsse nach die­
sem Modell herstellbar, zum Beispiel bei begründeter Besorg­
nis der Überschuldung. Hier ist zu beachten, dass bei der Be­
wertung zu Liquidationswerten der aufgeschobene Kursge-
winn (wie stille Zwangsreserven auch) zum Eigenkapital 
dazugezählt wird.

2.4 Massgeblichkeit des Schweizer Frankens für die Be-
stimmungen des Kapitalschutzes. Das Aktienkapital ist 
in Schweizer Franken bestimmt [19], und somit ist es folge­
richtig, dass sich der Kapitalschutz am Gegenwert der Akti­
ven in Schweizer Franken orientiert [20]. Das bedeutet, dass 
das Aktienkapital und die gesetzlichen Reserven in Schwei­
zer Franken angegeben werden und dass ihre Deckung am 
Stichtag zum Stichtagskurs in Schweizer Franken vorliegen 
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zip sei nicht infrage gestellt worden, vielmehr sei explizit 
daran festgehalten worden. Aufgrund erheblicher Beden­
ken in Bezug auf den bilanzbezogenen Eigenkapitalschutz 
wurde der Entscheid in der Rechnungslegungs- und Revisi­
onspraxis allerdings nie umgesetzt. Umrechnungsdifferenzen 
wurden unter dem bisherigen Rechnungslegungsrecht in der 

Jahresrechnung i. d. R. weiterhin gemäss den Empfehlungen 
des Handbuchs der Wirtschaftsprüfung (HWP) erfolgswirk­
sam unter Berücksichtigung des Imparitätsprinzips ausge­
wiesen [26], wobei durch Rückstellung von positiven Umrech­
nungsdifferenzen immerhin insgesamt über alle Aktiven 
und Verbindlichkeiten betrachtet, Aufwertungen durch Wäh­
rungsschwankungen vermieden werden konnten [27]. Die vom 
Bundesgericht geforderte Erfolgsneutralität von Umrechnungs-
differenzen wird jedoch von den Steuerbehörden explizit ver­
langt (vgl. die Analyse der Schweizerischen Steuerkonferenz, SSK, 
vom 15. Februar 2011 [28]). Dementsprechend mussten in den 
Steuererklärungen oder -veranlagungen Korrekturen vorge­
nommen werden, um die vom Bundesgericht aufgestellte 
Regelung zum Ausweis von Umrechnungsdifferenzen für Steuer­
zwecke einzuhalten [29]. Faktisch bedeutete dies eine Aushe­
belung des Massgeblichkeitsprinzips [30] und den Über­
gang zu einer eigenständigen Steuerbilanz für Steuerpflich­
tige mit Buchführung in Fremdwährung.

Die Erfahrungen in den vergangenen Jahren haben ge­
zeigt, dass dies zu grossen Schwierigkeiten in der Praxis 
führt. Bereits einfachste Fragestellungen wie bspw. die steu­
erliche Korrektur einer überhöhten Rückstellung oder Wert­
berichtigung bereiten Probleme [31], von komplexen Sach­
verhalten bei Umstrukturierungen, Steuerausscheidungen, 
Spartenrechnungen und beim Kapitaleinlageprinzip ganz 
zu schweigen [32]. Diskussionen zwischen Steuerpflichti­
gen, deren Beratern, Revisionsgesellschaften und Steuer­
behörden sind bis heute an der Tagesordnung, und die 
Rechtsunsicherheit ist weiterhin gross. Das ursprünglich 
angekündigte Kreisschreiben der Eidg. Steuerverwaltung 
wurde nie erlassen, und die Analyse der SSK schaffte höchs­
tens bedingt Abhilfe, denn sie ist äusserst knapp ausgefallen 
und hält nur Grundsätze fest, anhand derer sich die meisten 
Praxisfragen nicht beantworten lassen.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die 
durch den Bundesgerichtsentscheid vom 1. Oktober 2009 be­
wirkte Aporie für alle Betroffenen unhaltbar ist. Das Mass­
geblichkeitsprinzip soll auch unter dem neuen Rechnungs­
legungsrecht weitergeführt werden [33], und es wäre wün­
schenswert, wenn sich die bestehenden Probleme bei der 
Buchführung in Fremdwährung unter dem neuen Recht 
lösen liessen. Sofern die Besteuerung weiterhin auf Schwei­

beschlusses massgebend ist und nicht am Bilanzstichtag. 
Die Regel lautet also, dass die Obergrenze der tiefere der bei­
den Schweizer-Franken-Gewinnvorträge am Bilanzstichtag 
oder am Tag des Dividendenbeschlusses ist. In vielen Fällen 
ist der zur Ausschüttung vorgesehene Betrag ohnehin tiefer 
als der maximal ausschüttbare Betrag, und allfällige Kurs­
unterschiede zwischen dem Bilanzstichtag und dem Tag des 
Ausschüttungsbeschlusses dürften nicht ins Gewicht fallen.

2.6 Anforderungen an den Gesetzgeber. Dass für den Ka­
pitalschutz auf den Gegenwert in Schweizer Franken abge­
stellt wird, für alle anderen Fragen auf die Fremdwährungs­
bilanz, hat etwas Künstliches und ist eine Folge davon, dass 
der Gesetzgeber diese Frage nicht geregelt hat. Sachlich ver­
nünftiger wäre eine Regelung, die auch ermöglicht, das sta­
tutarische Aktienkapital und die gesetzlichen Reserven in 
fremder Währung zu bestimmen. Methodisch sollte so vor­
gegangen werden, dass nur die grundsätzliche Zulässigkeit 
des Aktienkapitals in fremder Währung im Gesetz geregelt 
wird, während die zulässigen Währungen und das Mindest­
kapital in diesen Währungen in einer Verordnung geregelt 
werden sollten, sodass Anpassungen an Veränderungen rasch 
erfolgen können. Die Praxis hat sicher auch keine Einwände, 
wenn das minimale Fremdwährungs-Aktienkapital derart 
hoch gewählt wird, dass genügend Spielraum für Wechselkurs­
veränderungen besteht, also beispielsweise bei EUR 120 000 
oder bei USD 200 000 oder sogar noch höher. Gesellschaften, 
die ihren Sitz in der Schweiz haben, aber ihr Geschäft haupt­
sächlich in einer ausländischen Währung führen, sind in der 
Regel grössere Gesellschaften, die ohnehin ein Aktienkapital 
aufweisen, das CHF 100 000 deutlich übersteigt.

3. Steuerrechtliche Aspekte
3.1 Bundesgerichtsentscheid zur Behandlung von Um-
rechnungsdifferenzen. Das Bundesgericht hatte sich in 
einem vielbeachteten Entscheid vom 1. Oktober 2009 [22] 
mit der Frage auseinandergesetzt, wie Differenzen aus der 
Umrechnung eines in Fremdwährung erstellten Abschlus­
ses in Schweizer Franken zu behandeln seien, und dabei fest­
gehalten, dass zwischen Kurs- und Umrechnungsdifferen­
zen zu unterscheiden sei. Kursdifferenzen ergäben sich zu­
folge Umrechnung von Geschäftsvorfällen in Fremdwährung 
(jede andere Währung als die sog. Funktionalwährung, in 
der die Bücher geführt werden) und seien nach Massgabe der 
geltenden handelsrechtlichen Bestimmungen erfolgswirk­
sam auszuweisen. Umrechnungsdifferenzen stünden dagegen 
nicht im Zusammenhang mit der Geschäftstätigkeit und 
seien deshalb handelsrechtlich in Anlehnung an die entspre­
chenden Regeln gemäss den IFRS [23] (als Bestandteil des 
«sonstigen Ergebnisses» [24]) im Eigenkapital zu erfassen. 
Nach dem Grundsatz der Massgeblichkeit der Handelsbilanz 
im Steuerrecht gelte dies auch für die Ermittlung des steuer­
baren Reingewinns [25].

3.1.1 Probleme bei der Umsetzung in der Praxis. Das Bundesgericht 
hatte seinen Entscheid auf die Vorfrage abgestützt, wie Um-
rechnungsdifferenzen handelsrechtlich korrekt auszuweisen 
sind. Das erweckt den Eindruck, das Massgeblichkeitsprin­

«Zusammenfassend kann fest- 
gehalten werden, dass die durch den 
Bundesgerichtsentscheid vom 
1. Oktober 2009 bewirkte Aporie für 
alle Betroffenen unhaltbar ist.»
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Fremdwährung zusätzlich die Werte in Landeswährung an­
zugeben und die verwendeten Umrechnungskurse im An­
hang offenzulegen seien (Art. 958 d Abs. 3 OR). Auch die Bot­
schaft erläutert in keiner Weise, wie die Umrechnung in 
Landeswährung zu erfolgen habe. Dieser Teil der Begrün­
dung gilt grundsätzlich also durchaus auch unter dem neuen 
Rechnungslegungsrecht [45]. Voraussetzung dafür ist aller­
dings, dass ein Abstellen auf privatrechtliche Rechnungsle­
gungsstandards für die Auslegung von nicht explizit gere­
gelten Fragen des nationalen Buchführungs- und Steuer­
rechts als zulässig erachtet wird, was das Bundesgericht im 
streitigen Fall getan hat [46].

Es sei an dieser Stelle klargestellt, dass nach der hier vertre­
tenen Auffassung der unreflektierte Beizug von Rechnungs­
legungsstandards wie IFRS als Auslegungshilfe für buch­
führungs- und steuerrechtliche Fragen sowohl unter altem 
wie auch unter neuem Rechnungslegungsrecht abzulehnen 
ist [47]. Um es in den klaren Worten von Röthlisberger [48] aus­
zudrücken: «IFRS hat […] im Steuerrecht nichts zu suchen.»

Es ist also keineswegs klar, ob der Bundesgerichtsent­
scheid vom 1. Oktober 2009 unter dem neuen Rechnungs­
legungsrecht anwendbar bleibt. Die Steuerbehörden gehen 
indessen offensichtlich von einer unveränderten Anwend­
barkeit aus, was sich aus der Aussage der SSK schliessen lässt, 
an der bisherigen steuerlichen Praxis ändere sich unter dem 
neuen Rechnungslegungsrecht nichts [49]. Auch in der Lehre 
wird die Anwendbarkeit des Entscheids unter dem neuen 
Recht nicht ausgeschlossen, allerdings ohne die Frage ge­
nauer zu untersuchen [50]. Nach der hier vertretenen Auffas­
sung eröffnet das neue Rechnungslegungsrecht indessen 
die Chance, den rechtlich in verschiedener Hinsicht proble­
matischen Entscheid [51] zu korrigieren und wieder Rechts­
sicherheit herzustellen.

3.1.3 Verfassungswidrigkeit des Entscheids? Der Entscheid ist zwar 
in der Literatur bereits ausgiebig diskutiert worden [52]. Den­
noch sei an dieser Stelle ein Aspekt herausgegriffen, der bis­
her offensichtlich noch nicht genügend beachtet wurde: Das 
Bundesgericht vertritt die Auffassung, dass die wirtschaft­
liche Leistungsfähigkeit eines Unternehmens, das seine Bü­
cher in Fremdwährung führt, nur durch die Verhältnisse in 
dieser Fremdwährung charakterisiert werde [53]. Es trifft 
zwar zu, dass Umrechnungsdifferenzen bei Buchführung in 
Fremdwährung nicht direkt mit der Geschäftstätigkeit im 
engeren Sinn zusammenhängen. Geschäftstätigkeit und 
Leistungsfähigkeit sind jedoch inhaltlich keine deckungs­
gleichen Begriffe. Wenn die IFRS bei der Konversion von Ab­
schlüssen in Fremdwährung in die Darstellungswährung 
eine erfolgsneutrale Verbuchung von Umrechnungsdifferenzen 
vorsehen, so hängt dies damit zusammen, dass das Ergebnis 
aus der Aktivität des Unternehmens (Geschäftstätigkeit) se­
parat gezeigt werden soll. Umrechnungsdifferenzen können 
durch das Management nicht beeinflusst werden, sondern 
gleichen temporären Neubewertungsreserven [54]. Sie wer­
den erst durch bestimmte Ereignisse (bspw. Verkauf einer 
ausländischen Konzerneinheit) realisiert und dann auch 
unter IFRS in der Erfolgsrechnung ausgewiesen. Ein voll­
ständiges Bild der Ertragskraft (Leistungsfähigkeit) eines 

zer Franken basieren soll, erfordert dies allerdings zwingend 
eine prinzipielle Übereinstimmung von Handels- und Steuer­
bilanz [34] auch in Bezug auf die Frage des Ausweises von 
allfälligen Umrechnungsdifferenzen.

3.1.2 Anwendbarkeit unter dem neuen Rechnungslegungsrecht? Es 
stellt sich zunächst die Frage, ob der umstrittene Bundesge­
richtsentscheid, der in der Praxis zu solch grossen Irritatio­
nen und Unsicherheiten führt, unter dem neuen Rechnungs­
legungsrecht überhaupt noch anwendbar ist. Begründet 
wurde der Beizug der Regeln gemäss IFRS u. a. damit, dass 
die in Art. 662 a Abs. 2 aOR aufgeführten Grundsätze der ord-
nungsmässigen Rechnungslegung (GoR), darunter das Vorsichts­
prinzip, rudimentär und in Revision begriffen seien und dass 
das neue Rechnungslegungsrecht sich insgesamt stärker an 
den IFRS orientiere [35].

Diesbezüglich ist hervorzuheben, dass die Gesetzesvor­
lage zu diesem Zeitpunkt noch die Streichung des Vorsichts­
prinzips aus den GoR vorsah [36]. Das Vorsichtsprinzip sollte 
nur noch als Bewertungsgrundsatz gelten [37]. In der letzten 
Phase der Beratungen im Jahr 2011 hat das Parlament jedoch 
zurückbuchstabiert und das Vorsichtsprinzip wieder in die 
GoR aufgenommen (vgl. Art. 958 c Abs. 1 Ziff. 5 OR). Damit 
gilt der Grundsatz der Vorsicht weiterhin nicht nur bei der 
Bewertung, sondern auch bei der Erfassung von Ertrag und 
Aufwand (Realisations- und Imparitätsprinzip). Auch in an­
deren Fragen verdeutlichen gesetzesredaktionelle Änderun­
gen in der letzten Phase [38], dass das neue Rechnungsle­
gungsrecht trotz begrifflicher Teilanleihen aus den IFRS 
nichts mit «fair presentation» oder «true and fair view» zu 
tun hat [39]. Das hatte der Bundesrat immer mit  Nachdruck 
betont [40]. Obschon das Bundesgericht in seinem Entscheid 
ausführt, in der erfolgsneutralen Behandlung von Umrech-
nungsdifferenzen liege keine Verletzung des Vorsichtsprinzips 
bzw. dieses sei auf Umrechnungsdifferenzen gar nicht anwend­
bar [41], ist offensichtlich, dass es sich von der «begriffli­
chen Gemengelage» [42] dazu hat verleiten lassen, die IFRS 
als Auslegungshilfe für eine im Schweizer Buchführungs­
recht nicht geregelte Frage heranzuziehen. Das Vorsichts­
prinzip schien sich im Zeitpunkt des Entscheids zumindest 
teilweise auf dem Rückzug zu befinden, weshalb das Bun­
desgericht wohl zur Überzeugung gelangte, es könne auch 
unter dem alten Recht enger ausgelegt werden. Es ist zumin­
dest fraglich, ob dieser Teil der Begründung des Bundesge­
richts für die Erfolgsneutralität von Umrechnungsdifferenzen 
angesichts der parlamentarischen Debatten in der letzten 
Phase vor Inkraftsetzung des neuen Rechnungslegungs­
rechts aus heutiger Sicht noch stichhaltig ist.

Im Übrigen begründete das Bundesgericht die Entlehnung 
des Ausweises von Umrechnungsdifferenzen aus den IFRS ins­
besondere damit, dass das damals geltende OR-Rechnungs­
legungsrecht diesbezüglich keine expliziten Bestimmun­
gen enthielt [43]. Das HWP, welches detaillierte Ausführun­
gen zur Umrechnung von Abschlüssen in Fremdwährung 
enthält [44], habe keinen normativen Wert und sei deshalb 
nicht verbindlich. An dieser Situation hat sich auch unter 
dem neuen Rechnungslegungsrecht nichts geändert. Das 
Gesetz schreibt lediglich vor, dass bei Rechnungslegung in 
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Aus diesem Grund, und wie die bisherigen Ausführungen 
zusätzlich verdeutlichen, gäbe es bei Buchführung in Fremd­
währung unter dem neuen Rechnungslegungsrecht eigent­
lich nur eine richtige Lösung: Die Besteuerung müsste in 
diesen Fällen ebenfalls in Fremdwährung erfolgen, und zwar 
nicht nur die Ermittlung der Bemessungsgrundlage [66], 
sondern auch die Veranlagung und der Steuerbezug. In der 
Steuererklärung sollten die Beträge in Fremdwährung de­
klariert werden können, und es resultierten Steuerfaktoren 
in Fremdwährung. Nur so könnten die stossenden Verzer­
rungen bei periodenübergreifenden Sachverhalten und die 
komplexen Probleme bei Umstrukturierungen, Steueraus­
scheidungen und Spartenrechnungen gelöst werden. Durch 
Erhebung und Entrichtung der Steuer in Fremdwährung 
wäre ausserdem sichergestellt, dass in Fremdwährung Buch­
führende im Vergleich zu in Schweizer Franken Buchführen­
den in Bezug auf ihre subjektive Leistungsfähigkeit tatsäch­
lich gleichgestellt sind. An das Gemeinwesen abzugeben, 
wäre in beiden Fällen in jeder Periode eine bestimmte Quote 
des steuerbaren Gewinns und (ggf.) des steuerbaren Kapitals. 
Würde die Steuer in Schweizer Franken erhoben, bedeutete 
dies aufgrund der zeitlichen Verzögerung bei der Besteue­
rung eine Ungleichbehandlung von in Fremdwährung buch­
führenden Steuerpflichtigen, denn im Zeitpunkt der Veran­
lagung hätte die in Schweizer Franken ermittelte Steuer in 
Fremdwährung höchstens zufällig noch den selben Gegen­
wert. Es ist nicht möglich, diesem Problem mit Abgrenzun­
gen zu begegnen, denn die Wechselkursentwicklung ist 
nicht vorhersehbar. Bedenken, dass auf diese Weise das ge­
samte Währungsrisiko auf das Gemeinwesen übertragen 
wird, sollten bei genauerer Betrachtung der aktuellen steuer­
lichen Praxis ausgeräumt werden können, denn durch die 
steuerneutrale Behandlung von Umrechnungsdifferenzen wird 
bereits heute das gesamte Translationsrisiko auf das Ge­
meinwesen übertragen [67], und das Transaktionsrisiko ver­
bleibt wie bisher beim Steuerpflichtigen.

Ein reines Abstellen auf die Jahresrechnung in Fremdwäh­
rung führt unter dem geltenden Aktienrecht jedoch zu er­
heblichen Problemen [68], und es scheint die Auffassung des 
Gesetzgebers zu sein, dass die Besteuerung weiterhin in 
Schweizer Franken zu erfolgen habe [69]. Allerdings ist zwei­

Unternehmens in jeder Periode ergibt sich unter IFRS des­
halb erst bei Betrachtung der Eigenkapitalveränderungs­
rechnung [55]. Mit anderen Worten: Auch unter IFRS sind 
Umrechnungsdifferenzen Bestandteil der Ertragskraft und da­
mit der Leistungsfähigkeit eines Unternehmens.

Das Prinzip der Besteuerung nach der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit [56] verlangt von jedem Steuerpflichtigen 
einen Beitrag an die Lasten des Gemeinwesens im Verhält­
nis der ihm zur Verfügung stehenden Mittel [57]. Beim Ver­
gleich der Leistungsfähigkeit verschiedener Steuerpflich­
tiger muss eine einheitliche Vergleichsgrundlage gefunden 
werden, und wenn die Besteuerung in Schweizer Franken 
erfolgt, ist der Gegenwert dieser Vergleichsgrundlage in 
Schweizer Franken massgebend. Differenzen aus der Um­
rechnung einer in Fremdwährung ermittelten Vergleichsba­
sis (z. B. Reingewinn) in Schweizer Franken sind für die Be­
messung der Leistungsfähigkeit in Schweizer Franken 
durchaus relevant [58]. Die Leistungsfähigkeit ist folglich 
abhängig von der Währung, in welcher der Betrachter rech­
net [59]. In der Schweiz ist deshalb die in Schweizer Franken 
bemessene Leistungsfähigkeit massgebend, solange die Be­
steuerung auf dieser Währung basiert [60]. Das Bundesge­
richt verlangt aber, dass die sich aus der Umrechnung in 
Schweizer Franken ergebenden Differenzen aus der Bemes­
sungsgrundlage ausgeklammert werden. Darin liegt ein 
Verstoss gegen das Leistungsfähigkeitsprinzip.

Und noch mehr: Der Bundesgerichtsentscheid verstösst 
auch gegen das Gleichmässigkeitsprinzip [61]. Der Grund­
satz der Gleichmässigkeit der Besteuerung besagt, dass Per­
sonen, die sich in gleichen wirtschaftlichen Verhältnissen 
befinden, steuerlich gleich stark zu belasten sind [62]. Be­
trachtet man zwei wirtschaftlich völlig identische Unterneh­
men, mit den gleichen Aktiven und den gleichen Transakti­
onen innerhalb eines Geschäftsjahres, wobei das eine Unter­
nehmen seine Bücher in Fremdwährung und das andere in 
Schweizer Franken führt, ergibt sich aufgrund des Bundes­
gerichtsentscheids jedoch nicht die gleiche Steuerbelas­
tung [63]. Die beim in Fremdwährung Buchführenden aus 
der Umrechnung in Schweizer Franken resultierenden Um­
rechnungsdifferenzen erscheinen beim in Schweizer Fran­
ken Buchführenden als Kursdifferenzen und sind damit steuer­
lich relevant. Demgegenüber werden beim in Fremdwäh­
rung Buchführenden die erfolgswirksam ausgewiesenen 
Umrechnungsdifferenzen steuerlich korrigiert. Allein die 
Wahl einer anderen Buchführungswährung führt damit zu 
einer anderen Steuerbelastung. Die wirtschaftlichen Ver­
hältnisse sind indessen in beiden Fällen identisch.

3.2 Besteuerung bei Buchführung und Rechnungs- 
legung in Fremdwährung
3.2.1 Besteuerung weiterhin basierend auf Schweizer Franken? Zu­
nächst ist festzuhalten, dass die unter dem neuen Rech­
nungslegungsrecht direkt aus der Rechnungslegung in 
Fremdwährung abgeleitete Jahresrechnung in Schweizer 
Franken nicht mehr OR-konform sein kann [64] und deshalb 
auch nicht als Basis für die Besteuerung herangezogen wer­
den darf. Nur eine handelsrechtskonforme Jahresrechnung 
ist steuerlich massgebend [65].
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auch der Abschluss in Schweizer Franken widerspiegeln die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Unternehmens in 
Schweizer Franken. Einzig die Problematik der fehlenden 
Kongruenz bei periodenübergreifenden Sachverhalten bleibt 
bestehen, sofern die Steuerfaktoren nicht in der Fremdwäh­
rung, sondern in Schweizer Franken festgesetzt werden.

Das Gleiche würde auch bei einer reinen Stichtagskursum­
rechnung ohne Behandlung des Eigenkapitals als «Schweizer- 
Franken-Kreditor» gelten. Auch in diesem Fall resultierten 
keine Umrechnungsdifferenzen, die steuerlich zu korrigieren 
wären. Die aus der Bewertung des Eigenkapitals resultie­
rende Kursdifferenz entstünde in diesem Fall ebenfalls nicht. 
Wie vorne gezeigt wurde [73], ist eine reine Stichtagskursum­
rechnung ohne Behandlung des Eigenkapitals als Kreditor 
unter dem geltenden Recht jedoch undenkbar.

3.2.2.2 Eigenkapital zu historischen Kursen, Umrechnungs­
differenzen erfolgsneutral [74]. Der Ausweis der Umrech-
nungsdifferenzen direkt im Eigenkapital stünde im Einklang 
mit der bundesgerichtlichen Rechtsprechung. Dementspre­
chend wären auch bei dieser Methode keine steuerlichen Kor­
rekturen erforderlich, und der Saldo der handelsrechtlichen 
Erfolgsrechnung könnte direkt als Bemessungsgrundlage 
herangezogen werden. Der erfolgsneutrale Ausweis von Um-
rechnungsdifferenzen hätte aufgrund des Massgeblichkeits­
prinzips jedoch zur Folge, dass diese auch steuerlich unbe­
achtlich blieben, was einen Verstoss gegen das Leistungs­
fähigkeitsprinzip darstellte [75]. Bestehen bliebe auch die 
Problematik der Kursdifferenzen auf Dividendenausschüttun­
gen [76] und deren steuerliche Behandlung sowie die feh­
lende Kongruenz bei periodenübergreifenden Sachverhalten.

3.2.2.3 Eigenkapital zu historischen Kursen, Umrechnungs­
differenzen erfolgswirksam [77]. Bei erfolgswirksamem Aus­
weis von Umrechnungsdifferenzen wären steuerliche Korrektu­
ren vorzunehmen. Bei Rückstellung von positiven Umrech-
nungsdifferenzen ergäbe sich in steuerlicher Hinsicht der Status 
quo. Sollte sich diese Methodik in der Praxis durchsetzen, ist 
eine Anpassung der Rechtsprechung des Bundesgerichts un­
bedingt erforderlich, da sie gegen das Leistungsfähigkeits­
prinzip verstösst [78].

3.2.2.4 Umstellungseffekte. Fragen im Zusammenhang mit 
einmaligen Umstellungseffekten bei der erstmaligen An­
wendung der Buchführung und Rechnungslegung in Fremd­
währung nach dem neuen Recht dürften nicht nur in der 
Praxis des Rechnungswesens [79], sondern auch in der steuer­
lichen Praxis noch zu Diskussionen führen. Klar ist einzig, 
dass ggf. aufzulösende Rückstellungen für positive Umrech-
nungsdifferenzen nicht zu steuerbarem Ertrag führen, denn es 
bleibt nach der Terminologie des Bundesgerichts bei der 
Qualifikation als Umrechnungsdifferenz [80].

4. Fazit
Das neue Rechnungslegungsrecht hat sich mit der Ermög­
lichung der Buchführung und Rechnungslegung in einer 
Fremdwährung mit einem grossen und notwendigen Schritt 
den Anforderungen der Praxis angenähert. Leider sind nicht 

felhaft, dass allein die Botschaft des Bundesrats eine solche 
Vorschrift aufstellen kann. Entscheidender wird vielmehr 
die voraussichtlich vielerorts fehlende Bereitschaft der Steuer­
behörden sein, die Besteuerung vollständig in Fremdwäh­
rung durchzuführen, da in vielen Fällen wohl umfangreiche 
Anpassungen der EDV-Systeme erforderlich wären. Eine voll­
ständige Durchführung der Besteuerung in Fremdwährung 
dürfte deshalb in näherer Zukunft kaum Realität werden.

3.2.2 Anwendung der Rechtsprechung des BGer auf das neue Rech-
nungslegungsrecht. Davon ausgehend, dass (i) eine Besteuerung 
basierend auf der Jahresrechnung in Fremdwährung zum 
heutigen Zeitpunkt (noch) nicht durchführbar ist und (ii) die 
umstrittene Rechtsprechung des Bundesgerichts auch unter 
dem neuen Rechnungslegungsrecht von den Steuerbehör­
den weiterhin angewendet wird, stellt sich die Frage, wie die 
in Abschnitt 1.3.2 und 1.4.2 diskutierten möglichen Metho­
den für die Angabe in Landeswährung unter dem neuen 
Rechnungslegungsrecht aus steuerlicher Sicht zu beurteilen 
sind. Da die Angabe der Werte in Landeswährung gemäss 
Botschaft insbesondere für Steuerzecke erfolgt, ist jedenfalls 
zu fordern, dass die Steuerbemessung direkt auf diesen Wer­
ten basieren kann. Das setzt auch eine gewisse Flexibilität 
der Steuerbehörden voraus, z. B. in Bezug auf die Frage der 
anwendbaren Umrechnungskurse.

3.2.2.1 Umrechnung zum Stichtagskurs und Behandlung 
des Eigenkapitals als Kreditor [70]. Die aufgrund des bilanz­
bezogenen Eigenkapitalschutzes vorzunehmenden Bewer­
tungsanpassungen zur Deckung des Eigenkapitals in Schwei­
zer Franken führen zu Kursdifferenzen. Sie erscheinen zu­
nächst in der Erfolgsrechnung in Fremdwährung und sind 
dort unter Fortführungswerten aufgrund des Vorsichtsprin­
zips imparitätisch erfolgswirksam auszuweisen [71]. Da den 
Kursdifferenzen ein Bewertungsvorgang zugrunde liegt, lie­
gen auch nach der Terminologie des Bundesgerichts Kursdif-
ferenzen vor. Diese sind aufgrund des Massgeblichkeitsprin­
zips und nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung 
steuerlich relevant, gleichgültig ob die Besteuerung auf 
dem Abschluss in Fremdwährung oder in Schweizer Franken 
basiert.

Da bei Umrechnung sämtlicher Positionen von Bilanz und 
Erfolgsrechnung zum gleichen Kurs keine Umrechnungsdiffe-
renzen entstehen, sind steuerlich keine Korrekturen vorzu­
nehmen. Dass in diesem Fall die Umrechnung der Erfolgs­
rechnung zum Stichtagskurs und nicht, wie in der heutigen 
steuerlichen Praxis verbreitet, zum Jahresdurchschnittskurs 
umgerechnet wird, kann u. E. in Kauf genommen werden, 
denn über einen längeren Zeitraum betrachtet dürften sich 
die Unterschiede ausgleichen.

Der Hauptvorteil dieser Methode besteht darin, dass für 
Steuerzwecke keine Umrechnungsdifferenzen zu korrigieren 
sind, weshalb sich zahlreiche komplexe Probleme im Zusam­
menhang mit steuerlichen Korrekturen derselben vermeiden 
lassen. Auch die im Lichte des Leistungsfähigkeitsprinzips 
stossende Ungleichbehandlung von Kurs- und Umrechnungs-
differenzen [72] ist belanglos, da keine Umrechnungsdifferenzen 
entstehen. Sowohl der Abschluss in Fremdwährung als 
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sicht, auf alle wichtigen Fragen eine Antwort zu geben und 
soweit zu gehen, wie das ohne weitere Gesetzesrevision mög­
lich ist. Ein in sich konsistentes System der Buchführung 
und Rechnungslegung in Fremdwährung ist jedoch nur 
möglich, wenn die handelsrechtlichen Kapitalschutzvor­
schriften auf die Buchführungswährung bezogen werden 
können und die Besteuerung ebenfalls auf dieser Währung 
basieren kann.� n

alle Fragen beantwortet; insbesondere die Notwendigkeit 
der Angabe der Werte in Schweizer Franken und der Um­
stand, dass das Aktienkapital unter dem geltenden Recht 
nur in Schweizer Franken festgelegt werden kann, schafft 
zusammen mit dem Massgeblichkeitsprinzip Umsetzungs­
probleme, welche aus buchhalterischer, handelsrechtlicher 
und steuerlicher Sicht nicht abschliessend gelöst werden 
können. Mit der vorgeschlagenen Methodik sind wir der An­

Anmerkungen: * Die Autoren vertreten ihre per­
sönliche Meinung. 1) Botschaft zur Änderung des 
Obligationenrechts vom 21. Dezember 2007, BBl 
2008, S. 1589, S. 1698 (nachfolgend: Botschaft Rech­
nungslegungsrecht): «Die Wahl einer ausländi­
schen Währung muss allerdings sachlich begrün­
det sein. In der Praxis kommen wohl vor allem der 
Euro oder der US-Dollar infrage. Andere Währun­
gen sind aber nicht ausgeschlossen; allerdings 
muss es sich dabei um eine frei konvertible Wäh­
rung handeln.» 2) Botschaft Rechnungslegungs­
recht (Anm. 1), S. 1703: «Da die Jahresrechnung 
eine erheblich grössere Aussenwirkung erzielt als 
die Buchführung und weil von den Adressatinnen 
und Adressaten der Rechnungslegung nicht erwar­
tet werden kann, dass sie die Umrechnung selbst 
vornehmen, wird – im Gegensatz zur Buchfüh­
rung – eine zusätzliche Angabe in der Landeswäh­
rung verlangt. Zudem ist die Jahresrechnung nach 
OR für die Steuerbemessung massgebend, die 
ebenfalls auf die Landeswährung abstellt. Die ver­
wendeten Umrechnungskurse sind im Anhang 
(s. Art. 959 c) offenzulegen.» 3) Lukas Handschin, 
Rechnungslegung im Gesellschaftsrecht, Basel, 
2013, N 27 ff. 4) Vgl. Abschnitt 1.3.2. 5) Vgl. Ab­
schnitt 2.6. 6) Z. B. René Buchmann/Jolanda Do­
lente, Rechnungslegung in Fremdwährung – Ak­
zeptanz in der Schweizer Gesetzeslandschaft? 
ST 2012/11, S. 890 ff. 7) Vgl. Anm. 2. 8) Art. 957 a 
Abs. 4 OR. 9) Handschin, a.a.O. (Anm. 3), N 586. 
10) Buchmann/Dolente, a.a.O. (Anm. 6), S. 892 f. 
11) Buchmann/Dolente, a.a.O., (Anm. 6), S. 892 f. 
12) Methode und Beispiel massgeblich entwickelt 
von Jolanda Dolente, EY, Basel. 13) Vgl. Abschnitt 
2.6. 14) Handschin, a.a.O. (Anm. 3), N 347; Peter 
Böckli, Schweizer Aktienrecht, 4. Aufl., Zürich/
Basel/Genf 2009, § 8 N 122 ff. 15) Schweizer Hand­
buch der Wirtschaftsprüfung i. d. F. 2009, Band 1, 
Teil II, Ziff. 4.1, S. 44. 16) Handschin, a.a.O. (Anm. 3), 
N 878. 17) Art. 745 Abs. 1 OR: «Das Vermögen der 
aufgelösten Gesellschaft wird nach Tilgung ihrer 
Schulden, […] nach Massgabe der einbezahlten Be­
träge […] verteilt.» und Art. 660 Abs. 2 OR: «Bei Auf­
lösung der Gesellschaft hat der Aktionär […] das 
Recht auf einen verhältnismässigen Anteil am Er­
gebnis der Liquidation.» 18) Vgl. Abschnitt 3.2.2.1. 
19) Art. 621 OR: «Das Aktienkapital muss mindes­
tens 100 000 Franken betragen.» 20) Lukas Glanz­
mann, Das neue Rechnungslegungsrecht, SJZ 108 
(2012), S. 209. 21) Art. 675 Abs. 2 OR: «Dividenden 
dürfen nur aus dem Bilanzgewinn ausgeschüttet 
werden». 22) BGE 136 II 88 = ASA 78 [2009/2010], 
495 = StE 2010 B 72.11 Nr. 17 = RDAF 2009 570. 
23) International Financial Reporting Standards: 
IAS 21.39. 24) In der englischen Terminologie wird 
von «other comprehensive income» bzw. «OCI» ge­
sprochen. 25) Für eine ausführliche Zusammenfas­
sung des Entscheids siehe Marco Duss/Fabian Duss, 
Währungsdifferenzen aus Umrechnung bei Buch­
führung in Fremdwährung, ST 2010/6–7, S. 407 f. 
26) HWP, a.a.O. (Anm. 15), Teil IV, Ziff. 6.1.2.3, S. 148. 
27) Fabian Duss/Philipp Schill, Fremdwährungen 
im Unternehmenssteuerrecht, St. Galler Seminar 
zur Unternehmensbesteuerung vom 27. September 
2011, S. 12; Philipp Schill, Fremdwährungsbuchhal­
tung, in: Conrad Meyer/Dieter Pfaff (Hrsg.), Jahr­

buch zum Finanz- und Rechnungswesen 2012, Zü­
rich 2012, S. 100 f. 28) Analyse des Vorstands der 
Schweizerischen Steuerkonferenz zum Bundesge­
richtsentscheid vom 1. Oktober 2009 (2C_897/2008) 
zur steuerlichen Behandlung der Differenzen aus 
der Umrechnung von der funktionalen in die Dar­
stellungswährung; an der Sitzung vom 15. Februar 
2011 genehmigt. 29) Eine ausführliche Darstellung 
der vorzunehmenden Korrekturen findet sich bei 
Duss/Duss, a.a.O. (Anm. 25), S. 412 ff. und Duss/
Schill, a.a.O. (Anm. 27), S. 32. 30) So auch René 
Röthlisberger, Hat das Massgeblichkeitsprinzip 
ausgedient?, in: Peter Mäusli-Allenspach/Michael 
Beusch (Hrsg.), Steuern & Recht – Steuerrecht!, 
Liber Amicorum für Martin Zweifel, Zürich/Basel/
Genf 2013, S. 84. 31) Die Aufrechnung wird ge­
wöhnlich zum Kurs der entsprechenden Steuerpe­
riode in Schweizer Franken umgerechnet. Erfolgt 
die Auflösung handelsrechtlich in einer anderen 
Periode und wird diese konsequenterweise mit 
dem Kurs dieser Periode in Schweizer Franken um­
gerechnet, besteht in Schweizer Franken keine 
Kongruenz zwischen dem aufgerechneten Betrag 
und dem Abzug in der späteren Periode. 32) Zu 
Letzterem vgl. Duss/Duss a.a.O. (Anm. 25), S. 414 ff.; 
Duss/Schill a.a.O. (Anm. 27), S. 33 ff. 33) Botschaft 
Rechnungslegungsrecht, a.a.O. (Anm. 1), S. 1626 
und 1703. 34) Zum Begriff der prinzipiellen Mass­
geblichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz 
vgl. Ernst Giger, Die prinzipielle Massgeblichkeit, 
ST 2009/5, S. 324 ff. 35) BGE 136 II 88 = ASA 78 
[2009/2010], 495 = StE 2010 B 72.11 Nr. 17 = RDAF 
2009 570, E. 3.2. 36) Botschaft Rechnungslegungs­
recht (Anm. 1), S. 1701. 37) Botschaft Rechnungsle­
gungsrecht (Anm. 1), S. 1710. 38) Bspw. wurde in 
Art. 960 a Abs. 1 OR, der für die Erstbewertung von 
Aktiven – wie bisher – den Kostenwert vorsieht, 
das Wörtchen «höchstens» eingefügt. 39) Für eine 
umfassende Übersicht der letzten Änderungen vgl. 
Peter Böckli, Gemisch von Neuerungen und Altge­
wohntem in der OR-Rechnungslegung Modell 2011, 
ST 2012/10, S. 696 ff. 40) Botschaft Rechnungsle­
gungsrecht, a.a.O. (Anm. 1), S. 1635 und 1699. 41) BGE 
136 II 88 = ASA 78 [2009/2010], 495 = StE 2010 B 72.11 
Nr. 17 = RDAF 2009 570, E. 5.3 und E. 5.4. 42) So 
die Worte von Böckli (vgl. Peter Böckli, Neue OR-
Rechnungslegung, ST 2012/11, S. 822 f. auch zum 
Folgenden). 43) BGE 136 II 88 = ASA 78 [2009/2010], 
495 = StE 2010 B 72.11 Nr. 17 = RDAF 2009 570, E. 
4.3. 44) HWP, a.a.O. (Anm. 15), Teil IV, Ziff. 6.1.2.3, 
S. 148. 45) So auch Böckli, a.a.O (Anm. 42), S. 830. 
46) BGE 136 II 88 = ASA 78 [2009/2010], 495 = StE 
2010 B 72.11 Nr. 17 = RDAF 2009 570, E. 4.4 und 
E. 4.5. 47) Vgl.M. Stefan Oesterhelt/Harold Grünin­
ger, Steuerrechtliche Entwicklungen (insbesondere 
im Jahr 2009), SZW 2010, S. 50; Duss/Duss, a.a.O. 
(Anm. 25), S. 410; Peter Gurtner, Neues Rechnungs­
legungsrecht nach OR, ST 2010/6, S. 395 f.; Chris­
toph Rechsteiner/Nicolas Scholl, Steuerliche Be­
handlung von Umrechnungsdifferenzen bei funk­
tionaler Währung, StR 2010/6, S. 422; Urs R. 
Behnisch/Andrea Opel, Die steuerliche Rechtspre­
chung des Bundesgerichts im Jahr 2009, ZBJV 2010, 
S. 484; Rolf Benz, Steuerliche Berücksichtigung 
von Währungsverlusten, Zsis 2010/8, S. 10 f.; Peter 
Böckli, Auswirkungen der neuen Rechnungsle­

gung auf die Gewinnsteuer, ST 2011/4, S. 237; Röth­
lisberger, a.a.O. (Anm. 30), S. 83 ff.; weniger abso­
lut: Madeleine Simonek, Unternehmenssteuer­
recht, Entwicklungen 2009, njus.ch, Bern 2010, 
S. 132 f.; René Matteotti/Michael Felber, Die bun­
desgerichtliche Rechtsprechung im Jahre 2009, 
ASA 79 (2010/2011), S. 754; a.M. Pierre-Marie Glau­
ser, IFRS et droit fiscal, ASA 74 (2005/2006), S. 556; 
Peter Locher, Kommentar zu Art. 57 DBG, N 15. 
48) Röthlisberger, a.a.O. (Anm. 30), S. 91. 49) Ana­
lyse des Vorstands der Schweizerischen Steuerkon­
ferenz zum neuen Rechnungslegungsrecht, Be­
schluss des Vorstands vom 12. Februar 2013, S. 2. 
50) Simonek, a.a.O. (Anm. 47), S. 133, Böckli, a.a.O. 
(Anm. 42), S. 830, Röthlisberger, a.a.O. (Anm. 30), 
S. 84. 51) Neben der nicht eingeholten Zustim­
mung der ersten zivilrechtlichen Abteilung für die 
Beurteilung der handelsrechtlichen Vorfrage und 
der fragwürdigen Orientierung an den IFRS für 
Steuerzecke vgl. insbesondere auch Abschnitt 3.1.3 
hiernach. 52) Ergänzend sei hingewiesen auf: Mar­
tin Kocher, Fremdwährungsaspekte im schweize­
rischen Steuerrecht, ASA 78 (2009/2010), 473 ff., 
Marie-Hélène Revaz/Cédric Bignens, Traitement 
comptable et fiscal des écarts de conversion, 
ST 2010/6–7, S. 418 ff., Denise Lienhart/Hugo Wys­
sen, Steuerliche Behandlung von Fremdwährungs­
differenzen, Zuger Steuerpraxis Nr. 44 (2010), S. 17 ff., 
Pierre-Marie Glauser/Michael Beusch, Entwicklun­
gen im Steuerrecht, SJZ 2010, S. 269, Stephan Glanz/ 
Dieter Pfaff, Zur Währungsumrechnung von Han­
dels- und Steuerbilanz, StR 2011/6, S. 470 ff.; Marie-
Hélène Revaz/Alessia Schmid, Traitement fiscal des 
écarts de conversion, ST 2011/6–7, S. 530 ff., Marie-
Hélène Revaz/Nathalie Pellanda Gaud, Traitement 
fiscal des écarts de conversion, ST 2012/6–7, S. 475 ff. 
53) BGE 136 II 88 = ASA 78 [2009/2010], 495 = StE 
2010 B 72.11 Nr. 17 = RDAF 2009 570, E. 4.1. 54) Phi­
lipp Schill, Umrechnung von Abschlüssen auslän­
discher Konzerneinheiten, Diss. Zürich/Basel/Genf 
2003, S. 110 ff., auch zum Folgenden. 55) So explizit 
IAS 1.109. 56) Art. 127 Abs. 2 BV. 57) Dazu und zum 
Folgenden: Markus Reich, Steuerrecht, 2. Aufl., 
Zürich/Basel/Genf 2012, S. 88 f. m. H. a. die bundes­
gerichtliche Rechtsprechung. 58) So auch Böckli, 
a.a.O. (Anm. 42), S. 830. 59) Rechsteiner/Scholl, 
a.a.O. (Anm. 47), S. 424. 60) Gl.M. Böckli, a.a.O. 
(Anm. 42), S. 830; a. M. Behnisch./Opel, a.a.O. 
(Anm. 47), S. 485. 61) Art. 127 Abs. 2 BV. 62) Reich, 
a.a.O. (Anm. 57), S. 87 f. m. H. a. die bundesgericht­
liche Rechtsprechung. 63) Vgl. bereits Duss/Duss, 
a.a.O. (Anm. 25), S. 412. 64) Vgl. Abschnitt 1.4.1. 
65) Statt vieler: Peter Brülisauer/Flurin Poltera, 
BSK DBG, Art. 58 N 11 ff. m. w. H. 66) So bereits 
Duss/Duss, a.a.O. (Anm. 25), S. 416. 67) Duss/Schill, 
a.a.O. (Anm. 27), S. 30. Merke: Auch positive Um­
rechnungsdifferenzen werden nicht besteuert. 
68) Vgl. Abschnitt 2.4. 69) Botschaft Rechnungs­
legungsrecht, a.a.O. (Anm. 1), S. 1703. 70) Vgl. Ab­
schnitt 1.3.2. 71) Vgl. Abschnitt 2.1. 72) Vgl. Ab­
schnitt 3.1.3. 73) Vgl. Abschnitt 1.4.2.1. 74) Vgl. Ab­
schnitt 1.4.2.2. 75) Vgl. Abschnitt 3.1.3. 76) Dazu 
Schill, a.a.O. (Anm. 27), S. 94 f. 77) Vgl. vorn Ab­
schnitt 1.4.2.3. 78) Zur Begründung vgl. Abschnitt 
3.1.3. 79) Dazu vorn Abschnitt 1.2. 80) Vgl. die Ana­
lyse der SSK, a.a.O. (Anm. 28), dort zur Liquidation.




